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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur 1. Änderung der Richtlinie des Rates 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Stoffe 

mit antioxydierender Wirkung, die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 2 der Richtlinie des Rates vom 
13. Juli 1970 zur Angleichung der Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten für Stoffe mit antioxydie- 
render Wirkung, die in Lebensmitteln verwendet 
werden dürfen^), können die Mitgliedstaaten wäh- 
rend eines Zeitraums von drei Jahren nach Bekannt- 
gabe dieser Richtlinie ihre einzelstaatlichen Rechts- 
vorschriften beibehalten, wonach die Verwendung 
von Kalziumdinatriumäthylendiamintetraacetat, Pro- 
pylgallat und 1-Ascorbinsäureestern der nicht ver- 
zweigten Fettsäuren von Ci4 und Cis in Lebensmit- 
teln zulässig ist. 

Nach Anhang VII Kapitel IX, Punkt 3 der Akte 
über die Beitrittsbedingungen können Mitglied- 
staaten bis zum 31. Dezember 1977 die zum Zeit- 
punkt des Beitritts bestehenden innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften für die Verwendung von Propyl- 
gallat in Lebensmitteln beibehalten. 

Die Notwendigkeit dieser Stoffe für Lebensmittel 
ist auf Gemeinschaftsebene technologisch nachgewie- 
sen worden. 

Nach den Rechtsvorschriften verschiedener Mit- 
gliedstaaten ist die Verwendung dieser Stoffe wei- 
terhin zulässig. 


Diese Situation muß nach dem neuesten Stand 
der wissenschaftlichen und toxikologischen Erkennt- 
nisse überprüft werden. 

Die durch Entscheidung der Kommission vom 16. 
April 1974 geschaffene wissenschaftliche Kom- 
mission für Lebensmittel hat diese Erkenntnisse 
noch nicht vollständig ausgewertet. 

Es ist deshalb noch nicht möglich, auf Gemein- 
schaftsebene einen endgültigen Beschluß über die 
Eignung dieser Stoffe zu treffen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

Die Richtlinie des Rates vom 13. Juli 1970 wird wie 
folgt geändert: 

Artikel 2 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

In Abweichung von Artikel 1 können die Mitglied- 
staaten bis zum 31. Dezember 1977 ihre einzelstaat- 
lichen Rechtsvorschriften beibehalten, wonach die 
Verwendung von Kalziumdinatriumäthylendiamin- 
tetraacetat, Propylgallat und 1- Ascorbinsäureestern 
der nicht verzweigten Fettsäuren von Ci4 und Cis zu- 
lässig ist. 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 157 
vom 18. Juli 1970 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Sonder- 
ausgabe (L 73) vom 23. März 1972 
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Begründung 


1. Gemäß der Richtlinie des Rates vom 13. Juli 
1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten für Stoffe mit antioxydierender Wir- 
kung, die in Lebensmitteln verwendet werden dür- 
fen'^), können die Mitgliedstaaten ihre einzelstaat- 
lichen Rechtsvorschriften beibehalten, wonach die 
Verwendung von Kalziumdinatriumäthylendiamin- 
tetraacetat, Propylgallat und L-Ascorbinsäureestern 
der nicht verzweigten Fettsäuren von Ci4 und Cis in 
Lebensmitteln zulässig ist. Dieselbe Ausnahmerege- 
lung gilt für synthetisches B-Tokopherol. Sie läuft 
am 14. Juli 1974 ab. 

2. Nach dem Vertrag über den Beitritt der neuen 
Mitgliedstaaten Anlage VII Kap. IX 3 können 
diese neuen Mitgliedstaaten die zum Zeitpunkt des 
Beitritts bestehenden innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften über die Verwendung von Propylgallat 
in Lebensmitteln beibehalten. Dieselbe Ausnahme- 
regelung gilt für verschiedene Polyphosphate und 
Atoxyquin. Sie läuft am 31. Dezember 1977 ab. 

3. Für die weitere Zulassung des synthetischen 
B-Tokopherols wurden keine Argumente vorge- 
bracht (z. B. toxikologische Daten oder technolo- 
gische Notwendigkeit). Dagegen sind die Mitglied- 
staaten sehr daran interessiert, die in den Absätzen 
1 und 2 genannten Stoffe in die Gemeinschaftsliste 
der Antioxydantien für die Verwendung in Lebens- 
mitteln aufzunehmen, und die Kommission arbeitet 
an einem diesbezüglichen Richtlinienvorschlag. Die- 
ser Vorschlag kann jedoch ohne die Stellungnahme 
der wissenschaftlichen Kommission für Lebensmittel 
nicht zum Abschluß gebracht werden. 

4. Die wissenschaftliche Kommission für Lebens- 
mittel für die neuen Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft ist durch Entscheidung der Kommission vom 
16. April 1974 geschaffen worden. Es kann jedoch 
nicht damit gerechnet werden, daß die wissenschaft- 
liche Kommission die gründliche Untersuchung der 


fraglichen Stoffe so rechtzeitig abgeschlossen haben 
wird, daß der Rat die Änderung vor dem 14. Juli 
1974 erlassen kann. 

5. Dieser Vorschlag betrifft lediglich Stoffe, die 
ohne die Änderung der Richtlinie Antioxydantien 
nach dem 14. Juli 1974 nicht mehr zulässig wären. 
Hierbei wurden Äthoxyquin und die Polyphosphate 
(siehe Absatz 2) nicht berücksichtigt. Diese Ände- 
rung verfolgt ein zweifaches Ziel. Einerseits ist es 
nicht normal, daß einige Mitgliedstaaten das Recht 
haben, Propylgallat zu verwenden, die übrigen Mit- 
gliedstaaten jedoch nicht. Es wird deshalb vorge- 
schlagen, diese Ausnahmeregelung in allen Mitglied- 
staaten bis 31. Dezember 1977 gelten zu lassen. Da 
andererseits ein erhebliches Interesse für die Wei- 
terverwendung von Kalziumdinatriumäthylendiamin- 
tetraacetat und l-Ascorbinsäureester der nicht ver- 
zweigten Fettsäuren von Ci4 und Cis besteht, wird 
vorgeschlagen, den Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
zur „befristeten" Verwendung dieser Stoffe einzu- 
räumen. Sobald die wissenschaftliche Kommission 
für Lebensmittel ihre Stellungnahme abgegeben hat, 
wird die Kommission über die weiter erforderlichen 
Maßnahmen entscheiden. 

6. Hierbei wurde dieselbe Befristung wie für Pro- 
pylgallat vorgesehen, um jede unnötige Anhäufung 
von Stichtagen in der Richtlinie zu vermeiden. 

7. Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und 
des Wirtschafts- und Sozialauschusses nach Artikel 
100 ist nicht erforderlich, da die Richtlinie in keinem 
Mitgliedstaat eine Änderung der Rechtsvorschriften 
erforderlich macht. 


3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 157 
vom 18. Juli 1970 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Sonder- 
ausgabe (L 73) vom 27. März 1972 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
5. Juli 1974 - 1/4 - 680 70 -E- Le 8/1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 16. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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